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Gemeinsame Presseerklärung vom 2.12.15 
 
 
Salzbelastung in der Flussgebietseinheit Weser  
Weser-MdB: Positive Tendenzen bei Oberweser-Pipeline 
 
„Nach einem Gespräch mit Vertretern des Bundesumweltministeriums (BMBU), gibt 
es erstmals vorsichtig positive Tendenzen bei der Salzbelastung in der 
Flussgebietseinheit Weser“, so die Weser-MdBs. Offensichtlich sei der Druck der 
Bürgerschaft, aber insbesondere der Europäischen Kommission so groß, dass 
endlich Bewegung in die festgefahrene Thematik käme. Nachdem die Kommission 
mehrfach einen konkreten Zeit- und Maßnahmenplan anmahnte, hätten Länder und 
das Unternehmen K+S mit Moderation durch das BMUB endlich nachgesteuert. 
 
Dies sei insbesondere auch eine gute Nachricht für die Beschäftigten bei K+S, die 
jetzt schon mit Kurzarbeit für das jahrelange Nichthandeln von Landesregierung und 
Unternehmen leiden müssten. Nur mit einem nachhaltigen Entsorgungskonzept 
würden die Arbeitsplätze langfristig gesichert. 
 
Neu sei, dass K+S ab 2021 rückstandsfrei produzieren müsse und nur noch die 
Haldenabwässer bearbeitet werden müssten. Dies solle durch Haldenabdeckung 
erreicht werden. Die Oberweser-Pipeline werde, wenn überhaupt, nur als Notlösung 
gebaut, falls die Haldenabdeckung nicht funktioniere. Falls dieser Fall eintrete, werde 
sie jedoch vom Volumen wesentlich kleiner. Vorsorglich müsste in 2016 zwar das 
Raumordnungsverfahren für die Oberweser-Pipeline begonnen werden, um eine 
Rückfallposition zu haben, vor dem Bau werde aber zunächst das Funktionieren der 
Haldenabdeckung geprüft. 
 
Die rückstandsfreie Produktion solle durch den Bau einer größeren 
Verdampfungsanlage bis 2017 und das Einstapeln von Salzlösungen unter Tage bis 
2021 erreicht werden, was K+S bislang immer ablehnte. 

„Nun warten wir gespannt, ob dieses Entsorgungskonzept den Richtlinien der 
Wasserrahmenlinie entspricht und von der EU-Kommission akzeptiert wird“, so  die 
Weser-MdB. Man bleibe bei dieser Thematik weiter wachsam und konstruktiv 
kritisch, um eine Oberweser-Pipeline zu verhindern. K+S und das Land Hessen seien 



jetzt gefordert, die besten Techniken bei der Verdampfung, der Haldenabdeckung 
und der neuen Einstapelung einzusetzen.  


